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Bundesgesetz betreffend die Unterstützung der öffentlichen

Primarschule durch den Bund.

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom

heschliesst :

Art. 1. Zum Zwecke der Unterstützung der Kantone in der
ihnen obliegenden Sorge für genügenden Primarunterricht können
denselben aus Bundesmitteln Beiträge geleistet werden.

Art. 2. Die Bundesbeiträge dürfen nur für die öffentliche staatliche

Primarschule verwendet werden, und zwar ausschliesslich zu

folgenden Zwecken:
1. Bau neuer Schulhäuser;
2. Errichtung neuer Lehrstellen infolge von Trennung zu grosser

Klassen ;

3. Beschaffung von Lehr- und Veranschaulichungsmitteln ;

4. Unentgeltliche Abgabe von Schulmaterialicn an die Schulkinder ;

5. Versorgung von Schulkindern während der Schulzeit mit Speise
und Kleidung;

6. Ausbildung von Lehrern;
7. Aufbesserung von Lehrerbosoldungen ;

8. Einrichtung von Turnplätzen.
Art. 3. Die Beiträge des Bundes dürfen keine Verminderung der

bisherigen Leistungen der Kantone und Gemeinden zur Folge haben.

Art. 4. Für die Periode der nächsten 5 Jahre, beginnend mit
dem 1. Januar 1897 wird zu genanntem Zwecke eine jährliche
Summe von Fr. 1,200,000 in das Budget eingestellt.

Diese Summe kann, wenn die Finanzlage des Bundes dies
gestattet, für fernere fünfjährige Perioden auf dem Budgetwege erhöht
werden.
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Art. 5. Aus dem jährlichen Gesamtbundesbeitrag wird jedem
Kanton für die fünfjährige Periode ein bestimmter Jahreskredit
zugeschieden, welcher bei dessen Unterstützung nicht überschritten
werden darf.

Art. 6. Als Grundlage zur Bestimmung der Jahreskredite für
die Kantone wird einerseits deren Wohnbevölkerung, anderseits
deren ökonomische Leistungsfähigkeit angenommen.

Betreffend die Bevölkerung macht die letzte eidgenössische
Volkszählung Regel.

Bücksichtlich der verschiedenen ökonomischen Leistungsfähigkeit
worden die Kantone in 3 Klassen eingeteilt, nämlich:

I. Klasse : Zürich, Glarus, Zug, Basolstadt, Schaffhausen, Waadt,
Neuenbürg, Genf.

II. Klasse : Bern, Luzern, Obwalden, Freiburg, Solothurn, Baselland,

Appenzell A.-Rh., St. Gallon, Graubünden, Aargau, Thurgau.
LU. Klasse: Uri, Schwyz, Nidwalden, Appenzell I.-Rh., Tessin,

Wallis.
Der Einheitssatz zur Berechnung des Jahreskredites für die

einzelnen Kantone während der nächsten fünfjährigen Periode
beträgt: für die I. Klasse dreissig Rappen, für die U. Klasse vierzig
Rappen, für die DU. Klasse fünfzig Rappen pro Kopf der
Wohnbevölkerung.

Art. 7. Es steht jedem Kanton frei, die ihm vorbehaltene
Subventionssumme in Anspruch zu nehmen oder auf dieselbe ganz
oder teilweise zu verzichten.

Als allgemeine Verzichtleistung wird angesehen, wenn innerhalb
der für bezügliche Eingaben festzusetzenden Frist ein mit den

erforderlichen Nachweisen begleitetes Subventionsbegehren nicht
eingereicht wird.

Übertragung eines Subventionskredites auf ein folgendes Jahr
findet nicht statt.

Art. 8. Der um die Schulsubvention sich bewerbende Kanton
hat dem Bundesrat folgende Vorlagen zu machen:

1. Eine nach Kategorien getrennte Aufstellung der vom Kanton
und Gemeinden in den letzten fünf Jahren für die öffentliche
Primarschule aufgewendeten Summen;

2. einen Plan über die beabsichtigte Verwendung der
Bundessubvention in der nächsten fünfjährigen Periode mit Begründung ;
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3. cine besondere, specialisierte Darlegung der beabsichtigton
Verwendung des Bundesbeitrages im nächsten Rechnungsjahr.
Verwendung in Form von Ansammlung von Fonds ist unstatthaft.

Nach erfolgter Genehmigung der Verwendung ist dieselbe für
den Kanton verbindlich uud nach Ablauf des Jahres nachzuweisen.

Art. 9. Die Genehmigung kann ganz oder teilweise vorweigert
werden,

wenn eine nicht statthafte Verwendung der Subvention in Aussicht

genommen wird (Art. 2);
wenn im ganzen oder in einzelnen Ausgabeposten, für welche

der Bundesbeitrag verwendet werden will eine Verminderung
der botreffenden bisherigen Leistungen von Kanton und
Gemeinde eintritt (Art. 3).

Art. 10. Der Bund wacht darüber, dass die Subventionen den

genehmigten Vorschlägen entsprechend verwendet werden.
Die Ausrichtung der Subventionen erfolgt jeweilen im folgenden

Jahre auf Grundlage der von den Kantonen einzureichenden Rechnungs-
ausweiso und nach Genehmigung dieser letztem durcli den Bundesrat.

Art. 11. Über die Subventionseingaben (Art. 7) und die

Abfassung der von den Kantonen dabei zu machenden Arorlagen (Art. 8)
wird der Bundesrat in einer Vollziehungsverordnung die näheren
Vorschriften aufstellen.

Art. 12. Der Bundesrat ist beauftragt, auf Grundlage der

Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 17. Juni 1874, betreffend

Volksabstimmung über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse, die Bekanntmachung

dieses Gesetzes zu veranstalten und den Zeitpunkt des

Inkrafttretens desselben zu bestimmen.
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